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KENNZ AHLEN
2019
in Mio. EUR 2019 2018

Umsatz 1.742,8 1.710,8

EBITDA 225,7 218,1

EBIT vor Wertminderungen 135,2 150,5

EBIT-Marge vor Wertminderungen (in %) 7,8 8,8

Wertminderungen* 17,3 16,1

EBIT nach Wertminderungen 117,9 134,4

EBIT-Marge nach Wertminderungen (in %) 6,8 7,9

Konzern-Jahresüberschuß (Ergebnis nach Steuern) 60,1 71,2

Operativer Cashflow 167,7 96,0

Cashflow aus Geschäftstätigkeit 147,3 74,7

Cashflow aus Investitionstätigkeit -76,2 -98,3

Cashflow aus Finanzierungstätigkeit -46,1 -2,8

Liquide Mittel am Ende der Periode 135,1 109,6

Ergebnis je Aktie (in EUR) 2,43 2,90

Dividende je Aktie (in EUR) 0,80** 1,50

31.12.2019 31.12.2018

Bilanzsumme 1.808,2 1.720,0

Eigenkapital 727,7 709,8

Eigenkapitalquote (in %) 40,2 41,3

Nettoverschuldung 546,2 482,8

Eigenkapital der AG 934,7 893,5

Eigenkapitalquote der AG (in %) 58,7 57,6

Beteiligungen (Anzahl zum 31.12.) 47 45

 
*  Wertminderungen auf Geschäfts- und Firmenwerte und Sachanlagen 
** Vorbehaltlich der Zustimmung der Hauptversammlung am 13. August 2020 
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Hiermit laden wir unsere Aktionärinnen und Aktionäre 
zur 29. ordentlichen Hauptversammlung am Donners-
tag, den 13. August 2020, um 10.30 Uhr (MESZ) ein, die 
ausschließlich als virtuelle Hauptversammlung ohne 
Möglichkeit der physischen Teilnahme der Aktionäre 
oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) 
abgehalten wird.

Virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 
Vor dem Hintergrund der aktuellen COVID­19­ 

Pandemie hat der Vorstand gemäß § 1 Abs. 1 und 

Abs. 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesell­

schafts­, Genossenschafts­, Vereins­, Stiftungs­ und 

Woh nungs eigentumsrecht zur Bekämpfung der 

Auswirkungen der COVID­19­Pandemie („COVID­

19­G“), das als Art. 2 des Gesetzes zur Abmilderung 

der Folgen der COVID­19­Pandemie im Zivil­, Insol­

venz­ und Strafverfahrensrecht, im Bundesgesetz­

blatt 2020 I Nr. 14, S. 569 ff. verkündet worden ist, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, die 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Akti­

onäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme 

der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver­

treter) als virtuelle Hauptversammlung abzuhalten 

und den Aktionären die Stimmrechtsausübung über 

elektronische Kommunikation (Briefwahl) oder Voll­

machtserteilung zu ermöglichen. Die gesamte Haupt­

versammlung wird über den passwortgeschützten 

Online­Service zur Hauptversammlung im Internet 

unter 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung

mit Bild und Ton übertragen. Nähere Erläuterun­

gen zur Durchführung der diesjährigen Hauptver­

sammlung als virtuelle Hauptversammlung erfol­

gen nachstehend unter „II. Weitere Angaben zur 

Einberufung“.
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I.  TAGE SORDNUNG
1 
Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des ge-
billigten Konzernabschlusses, jeweils zum 31. Dezember 
2019, sowie des zusammengefassten Lageberichts für die 
INDUS Holding Aktiengesellschaft und den Konzern mit 
dem erläuternden Bericht des Vorstands zu den Angaben 
nach §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 HGB sowie des Berichts 
des Aufsichtsrats und des gesonderten nichtfinanziellen 
Konzernberichts, jeweils für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019

Die vorgenannten Unterlagen stehen im Internet unter 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung  

ab dem Zeitpunkt der Einberufung zur Verfügung.

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist 

zu Tagesordnungspunkt 1 keine Beschlussfassung 

vorgesehen, da der Aufsichtsrat den Jahres­ und 

den Konzernabschluss gebilligt hat und der Jahres­

abschluss damit festgestellt ist.

2 
Beschlussfassung über die Gewinn verwendung für das 
Geschäftsjahr 2019

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanz­

gewinn des Geschäftsjahres 2019 in Höhe von 

EUR 79.575.626,08 wie folgt zu verwenden:

Zahlung einer Dividende von  

0,80 EUR je dividendenberechtigter  

Stückaktie (24.450.509): EUR 19.560.407,20 

Einstellung in andere  
Gewinnrücklagen:  EUR 59.000.000,00

Gewinnvortrag:  EUR 1.015.218,88

 

Bilanzgewinn: EUR 79.575.626,08

Die Dividende wird am Dienstag, den 18. August 

2020, ausgezahlt.

3 
Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2019

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mit­

gliedern des Vorstands Entlastung zu erteilen.

4 
Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2019

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mit­

gliedern des Aufsichtsrats Entlastung zu erteilen.

5 
Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschluss-
prüfers für das Geschäftsjahr 2020

Gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsaus­

schusses schlägt der Aufsichtsrat vor, die Ebner 

Stolz GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungs­

gesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Köln, 

zum Abschlussprüfer für die Gesellschaft und den 

 Konzern für das Geschäftsjahr 2020 zu wählen.

6 
Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien und zur Veräußerung eigener Aktien 
unter Ausschluss des Bezugsrechts 
Das Aktienrecht erlaubt, die Gesellschaft zum 

Erwerb eigener Aktien zu ermächtigen. Aufgrund 

des Auslaufens der in der ordentlichen Hauptver­

sammlung 2015 beschlossenen Ermächtigung zum 

2. Juni 2020 soll der Vorstand unter Aufhebung 

dieser Ermächtigung erneut zum Erwerb eigener 

Aktien ermächtigt werden. Der Vorstand möchte 

dieses Instrument nutzen, um eigene Aktien als 

Akquisitionswährung beim Erwerb von Unterneh­

men und Beteiligungen daran anbieten zu können, 

wenn sich die Gelegenheit dafür bietet und dies 
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im Interesse der Gesellschaft sinnvoll erscheint. 

Außerdem möchte der Vorstand solche Aktien 

Dritten im Rahmen von strategischen Partnerschaf­

ten (z. B. als Entgeltbestandteil bei Erreichung zu 

vereinbarender Ziele) anbieten und für die sonsti­

gen, nachfolgend genannten Ziele nutzen können. 

Nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG kann die Ermächtigung 

für die Dauer von bis zu fünf Jahren erteilt werden. 

Durch eine für volle Jahre geltende Ermächtigung 

wird vermieden, dass diese zwischen zwei Haupt­

versammlungen ausläuft. Die durch die Hauptver­

sammlung am 3. Juni 2015 erteilte und bis zum 

2. Juni 2020 befristete Ermächtigung zum Erwerb 

und zur Veräußerung eigener Aktien ist inzwischen 

ausgelaufen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor, 

folgenden Beschluss zu fassen:

1.  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustim­

mung des Aufsichtsrats eigene Aktien der 

Gesellschaft bis zu 10 % des zum Zeitpunkt 

der Beschlussfassung der Hauptversamm­

lung oder – falls dieser Wert geringer ist – des 

zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächti­

gung bestehenden Grundkapitals der Gesell­

schaft zu erwerben. Die Ermächtigung wird 

mit Ablauf der ordentlichen Hauptversamm­

lung am 13. August 2020 wirksam und gilt 

bis zum 12. August 2025. Die Ermächtigung 

kann ganz oder in Teilbeträgen sowie einmal 

oder mehrmals ausgeübt werden. 

  Auf die erworbenen Aktien dürfen zusam­

men mit anderen eigenen Aktien, die sich 

im Besitz der Gesellschaft befinden oder 

ihr nach den §§ 71a ff. AktG zuzurechnen 

sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % 

des Grund kapitals der Gesellschaft entfallen. 

Die Gesellschaft darf die Ermächtigung nicht 

zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien 

ausnutzen.

  Der Erwerb darf nach Maßgabe der folgenden 

Bestimmungen über die Börse oder mittels 

eines an alle Aktionäre gerichteten öffent­

lichen Kaufangebots erfolgen:

—  Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die 

Börse, so darf der von der Gesellschaft gezahlte 

Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 

den arithmetischen Mittelwert der Aktienkurse 

(Schlussauktionspreise im XETRA­Handel der 

Deutschen Börse AG in Frankfurt am Main bzw. 

in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) wäh­

rend der letzten zehn Börsenhandelstage vor 

dem Abschluss des Verpflichtungsgeschäfts um 

nicht mehr als 10 % über­ oder unterschreiten;

—  Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufan­

gebot an alle Aktionäre der Gesellschaft, dürfen 

der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte 

der gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne 

Erwerbsnebenkosten) den arithmetischen Mit­

telwert der Aktienkurse (Schlussauktionspreise 

im XETRA­Handel der Deutschen Börse AG 

in Frankfurt am Main bzw. in einem vergleich­

baren Nachfolgesystem) während der letzten 

zehn Börsenhandelstage vor dem Tag der Ver­

öffentlichung der Entscheidung zur Abgabe des 

öffentlichen Kaufangebots um nicht mehr als 

10 % über­ oder unterschreiten. Ergeben sich 

nach Veröffentlichung eines öffentlichen Kau­

fangebots erhebliche Kursabweichungen vom 

gebotenen Kaufpreis oder den Grenzwerten der 

gebotenen Kaufpreisspanne, so kann das Ange­

bot mit Zustimmung des Aufsichtsrats ange­

passt werden. In diesem Fall bestimmt sich der 

maßgebliche Betrag nach dem entsprechenden 

Kurs am letzten Handelstag vor der Veröffentli­

chung der Anpassung; die 10 %­Grenze für das 

Über­ oder Unterschreiten ist auf diesen Betrag 

anzuwenden. Das Volumen des Angebots kann 

begrenzt werden. Sofern die gesamte Zeichnung 

des Angebots dieses Volumen überschreitet, 

muss die Annahme im Verhältnis der jeweils 

angebotenen Aktien erfolgen. Eine bevorrech­
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tigte Annahme geringerer Stückzahlen bis zu 

50 Stück zum Erwerb angebotener Aktien der 

Gesellschaft je Aktionär sowie eine Rundung 

nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermei­

dung rechnerischer Bruchteile von Aktien kann 

vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehen­

des Andienungsrecht der Aktionäre ist ausge­

schlossen. 

2.  Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund 

der vorliegenden oder aufgrund einer früher 

erteilten Ermächtigung erworbenen Aktien der 

Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichts­

rats ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder 

mehrmals, aufgrund einzelner oder mehrerer 

Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugs­

rechts der Aktionäre wie folgt zu verwenden:

  a. zur Veräußerung der erworbenen Aktien 

in anderer Weise als über die Börse oder durch 

Angebot an alle Aktionäre, soweit dies gegen 

Sachleistung und zu dem Zweck erfolgt, Unter­

nehmen, Unternehmensteile oder Beteiligun­

gen an Unternehmen (einschließlich der Erhö­

hung bestehender Beteiligungen) zu erwerben 

oder Unternehmenszusammenschlüsse durch­

zuführen.

  b. zur Veräußerung der erworbenen Aktien 

in anderer Weise als über die Börse oder durch 

Angebot an alle Aktionäre gegen Barzahlung, 

wenn der Kaufpreis den Börsenkurs der Aktie 

zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesent­

lich unterschreitet. 

  Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der 

Maßgabe, dass die unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 

veräußerten Aktien der Gesellschaft insgesamt 

10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht 

überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeit­

punkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser 

Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung 

 dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung von 

10 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien 

anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung bis zur nach § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG bezugsrechtsfreien Veräußerung eigener 

Aktien aus genehmigtem Kapital unter Aus­

schluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ausgegeben werden. Ferner sind 

auf diese Begrenzung von 10 % des Grund­

kapitals diejenigen Aktien anzurechnen, die 

zur Bedienung von Options­ und/oder Wand­

lungsrechten und/oder Wandlungspflichten 

ausgegeben bzw. auszugeben sind, sofern die 

Schuldverschreibungen während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung in entsprechender Anwen­

dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Aus­

schluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden. 

  Der Preis, zu dem Aktien gemäß dieser Ermäch­

tigung an Dritte abgegeben werden, darf den 

arithmetischen Mittelwert der Aktienkurse 

(Schlussauktionspreise im XETRA­Handel 

der Deutschen Börse AG in Frankfurt am Main 

bzw. in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 

an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor 

Begründung der Verpflichtung zur Veräußerung 

nicht um mehr als 5 % unterschreiten;

  c. zur Ausgabe von Aktien an Arbeitneh­

mer und Mitglieder des Vorstands der Gesell­

schaft und an Arbeitnehmer und Mitglieder der 

Geschäftsführungen der mit der Gesellschaft 

verbundenen Unternehmen, soweit sie zur 

Bedienung von Arbeitnehmern und Mitgliedern 

des Vorstands der Gesellschaft oder Arbeitneh­

mern und Mitgliedern der Geschäftsführung der 

mit der Gesellschaft verbundenen Unterneh­

men eingeräumten Options­ bzw. Erwerbsrech­

ten oder Erwerbspflichten auf Aktien der Gesell­

schaft verwendet werden sollen;

  d. zur Erfüllung der Verpflichtungen aus 

 Wertpapierdarlehen/Wertpapierleihen, die zum 
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Zweck der Ausgabe von Aktien an Arbeitneh­

mer und Mitglieder des Vorstands der Gesell­

schaft und an Arbeitnehmer und Mitglieder der 

Geschäftsführungen der mit der Gesellschaft 

verbundenen Unternehmen entsprechend 

vor stehendem Buchstaben c) aufgenommen 

 wurden;

  e. zur Erfüllung von Umtauschrechten oder 

­pflichten aus von der Gesellschaft oder von 

mit der Gesellschaft verbundenen Unterneh­

men begebenen Wandel­, Options­ und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen oder Zerti fikaten; 

und/oder zur Gewährung eines Bezugsrechts auf 

eigene Aktien für Inhaber oder Gläubiger der von 

der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften 

ausgegebenen Options­ und/oder Wandelschuld­

verschreibungen in dem Umfang, wie es ihnen 

nach Ausübung der ihnen eingeräumten Options­ 

oder Wandlungsrechte als Aktionär zustehen 

würde und nach näherer Maßgabe der Anleihe­ 

bzw. Optionsbedingungen zum Zwecke des Ver­

wässerungsschutzes angeboten werden kann;

  f. für Spitzenbeträge im Fall der Veräußerung 

eigener Aktien im Rahmen eines Verkaufsange­

bots an alle Aktionäre.

3.  Der Vorstand wird ferner ermächtigt, alle oder 

einen Teil der eigenen Aktien der Gesellschaft 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats einzuzie­

hen, ohne dass die Einziehung oder ihre Durch­

führung eines weiteren Hauptversammlungs­

beschlusses bedarf. Von der Ermächtigung zur 

Einziehung kann mehrfach Gebrauch gemacht 

werden. Die eigenen Aktien können auch nach 

§ 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG im vereinfachten Ver­

fahren ohne Kapitalherabsetzung durch Anpas­

sung des auf eine Aktie entfallenden anteiligen 

Betrags des Grundkapitals eingezogen werden. 

Der Vorstand ist in diesem Fall zur Anpas­

sung der Zahl der Stückaktien in der Satzung 

ermächtigt. Die Einziehung kann auch mit 

einer Kapital herabsetzung verbunden werden; 

in diesem Fall ist der Vorstand ermächtigt, das 

Grundkapital um den auf alle oder einen Teil der 

eingezogenen Aktien entfallenden anteiligen 

Betrag des Grundkapitals herabzusetzen und die 

Angabe der Zahl der Aktien und des Grundkapi­

tals in der Satzung entsprechend anzupassen.

Bericht des Vorstands an die Hauptversamm-

lung gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 i. V. m. § 186 Abs. 4 

Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 6

In Punkt 6 der Tagesordnung wird der Haupt­

versammlung vorgeschlagen, die Gesellschaft 

gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu ermächtigen, 

eigene Aktien bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – 

falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt 

der Ausübung der Ermächtigung bestehenden 

Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben und 

die eigenen Aktien teilweise unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre zu veräußern. Dieser 

Bezugsrechtsausschluss soll in den folgenden Fällen 

möglich sein:

Die Gesellschaft soll über eigene Aktien verfügen, 

um Unternehmenszusammenschlüsse schnell und 

flexibel durchführen zu können. Der internationale 

Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft 

verlangen zunehmend diese Form der Akquisiti­

onsfinanzierung. Konkrete Pläne für ein Ausnut­

zen dieser Ermächtigung bestehen zurzeit nicht. 

Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird 

der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der 

Aktionäre unter Berücksichtigung des Börsenkur­

ses, aber ohne schematische Anknüpfung an diesen, 

angemessen gewahrt werden.

Der Beschlussvorschlag sieht ferner vor, dass der 

Vorstand die eigenen Aktien auch in anderer Weise 

als über die Börse oder durch ein Angebot an alle 

Aktionäre gegen Barzahlung an Dritte veräußern 

kann, wenn die eigenen Aktien zu einem Preis 
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veräußert werden, der den Börsenpreis der Aktie 

der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Verpflichtung 

zur Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. 

Die Gesellschaft soll so auf Angebote bzw. dem 

Geschäftszweck der Gesellschaft dienende Beteili­

gungsnachfragen von Investoren kurzfristig reagie­

ren können. Die Ermächtigung beschränkt sich auf 

insgesamt höchstens 10 % des Grundkapitals der 

Gesellschaft, und zwar sowohl im Zeitpunkt ihres 

Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt ihrer Aus­

übung. Auf die 10 %­Grenze sind Aktien anzurech­

nen, die nach Wirksamwerden dieser Ermächtigung 

unter Ausnutzung einer zum Zeitpunkt des Wirk­

samwerdens der vorgeschlagenen Ermächtigung 

geltenden bzw. an deren Stelle tretenden Ermäch­

tigung zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem 

Kapital gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Aus­

schluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Auf 

die 10 %­Grenze sind ferner Aktien anzurechnen, 

die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit 

Wandlungs­ bzw. Optionsrecht ausgegeben bzw. 

auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen 

nach Wirksamwerden dieser Ermächtigung auf­

grund einer zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

der vorgeschlagenen Ermächtigung geltenden bzw. 

an deren Stelle tretenden Ermächtigung in entspre­

chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 

wurden bzw. werden. Durch die Anrechnungen 

wird sichergestellt, dass keinesfalls für mehr als 

insgesamt 10 % des Grundkapitals das Bezugsrecht 

der Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer 

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge­

schlossen wird.

Im Rahmen vorgenannter Ermächtigung werden die 

Vermögensinteressen der Aktionäre an einer wert­

mäßigen Nicht­Verwässerung ihrer Beteiligung 

gewahrt, indem der Veräußerungspreis den Börsen­

preis nicht wesentlich unterschreitet. Die Ermäch­

tigung erlaubt daher in Auslegung der Vorgabe 

„nicht wesentlich“ einen Abschlag von höchstens 

5 % auf den arithmetischen Mittelwert der Aktien­

kurse (Schlussauktionspreise im XETRA­Handel 

der Deutschen Börse AG in Frankfurt am Main bzw. 

in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den 

letzten 10 Börsenhandelstagen vor Begründung der 

Verpflichtung zur Veräußerung.

Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, 

die erworbenen eigenen Aktien zur Bedienung von 

Arbeitnehmern und Mitgliedern des Vorstands der 

Gesellschaft oder Arbeitnehmern und Mitgliedern 

der Geschäftsführung verbundener Unternehmen 

eingeräumten Options­ bzw. Erwerbsrechten oder 

Erwerbspflichten auf Aktien der Gesellschaft ein­

zusetzen.

Um die Abwicklung der Ausgabe von Aktien in 

vorgenanntem Fall zu erleichtern, soll es der Gesell­

schaft zudem ermöglicht werden, die dafür benö­

tigten Aktien auch mittels Wertpapierdarlehen/

Wertpapierleihen zu beschaffen und eigene Aktien 

gegebenenfalls auch zur Erfüllung der Rückge­

währansprüche der Darlehensgeber/Verleiher zu 

verwenden.

Darüber hinaus soll der Vorstand berechtigt sein, 

die eigenen Aktien zur Erfüllung von Rechten von 

Inhabern oder Gläubigern bzw. zur Erfüllung von 

Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft bei 

der Begebung von Schuldverschreibungen bzw. 

Zertifikaten eingeräumten bzw. begründeten 

Wandlungs­ oder Optionsrechten bzw. Wand­

lungspflichten zu verwenden; insbesondere zur 

Erfüllung von Wandelschuldverschreibungen, 

die aufgrund der Ermächtigung gemäß Hauptver­

sammlungsbeschluss vom 24. Mai 2018 gewährt 

wurden. Der vorgeschlagene Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre soll die Gesellschaft in 

die Lage versetzen, flexibel zu entscheiden, ob sie 

bei Ausübung dieser Rechte bzw. Pflichten neue 

Aktien aus bedingten Kapitalien, eigene Aktien, 

die sie auf Grundlage des vorgeschlagenen Ermäch­

tigungsbeschlusses erworben hat, oder einen Bar­

ausgleich gewähren will. Über die vorgenannten 

Möglichkeiten wird die Gesellschaft jeweils unter 

Berücksichtigung der vorliegenden Markt­ und 
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Liquiditätslage im Interesse der Aktionäre und der 

Gesellschaft entscheiden. Dabei wird sie auch die 

anderweitigen Möglichkeiten zur Verwendung von 

etwa erworbenen eigenen Aktien in die Entschei­

dung einbeziehen.

Zudem schafft die Ermächtigung die Möglichkeit, 

das Bezugsrecht der Aktionäre bei einer Veräuße­

rung der Aktien durch Angebot an alle Aktionäre 

zugunsten der Inhaber von Optionsscheinen, 

Wandelschuldverschreibungen und Wandelge­

nussrechten teilweise auszuschließen. Dies hat 

den Vorteil, dass im Fall einer Ausnutzung der 

Ermächtigung der Options­ bzw. Wandlungspreis 

für die Inhaber bereits bestehender Options­ bzw. 

Wandelrechte nicht nach den Options­ bzw. 

Wandlungsbedingungen ermäßigt zu werden 

braucht, um den darin etwa vorgesehenen Verwäs­

serungsschutz der Inhaber oder Gläubiger dieser 

Rechte zu gewährleisten.

Die ferner vorgesehene Ermächtigung zum Aus­

schluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient 

dazu, ein technisch durchführbares Bezugsverhält­

nis darzustellen. Die als freie Spitzen vom Bezugs­

recht der Aktionäre ausgeschlossenen eigenen 

Aktien werden entweder durch Verkauf an der 

Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die 

Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässe­

rungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spit­

zenbeträge gering.

Schließlich sollen die eigenen Aktien von der 

Gesellschaft auch ohne erneuten Beschluss der 

Hauptversammlung eingezogen werden können, 

mit oder ohne gleichzeitige Kapitalherabsetzung. 

Im letztgenannten Fall erhöht sich der anteilige 

Betrag am Grundkapital je Aktie und die Anzahl der 

Aktien ändert sich. Der Vorstand soll daher ermäch­

tigt werden, die entsprechende Anpassung der Sat­

zung vorzunehmen, was § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG 

ausdrücklich vorsieht.

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten 

Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss des 

Bezugsrechts in den genannten Fällen im Interesse 

der Gesellschaft für erforderlich und geboten und 

aus den aufgezeigten Gründen sowohl für sachlich 

gerechtfertigt als auch gegenüber den Aktionären 

für angemessen. Der Vorstand wird die Ausübung 

der Ermächtigung mit Zustimmung des Aufsichts­

rats vornehmen. Die Bedingungen werden jeweils 

zu gegebener Zeit so festgelegt werden, dass unter 

Berücksichtigung der jeweiligen Verhältnisse 

die Interessen der Aktionäre und die Belange der 

Gesellschaft angemessen gewahrt werden. Der Vor­

stand wird der Hauptversammlung über die Einzel­

heiten einer Ausnutzung der Ermächtigung zum 

Rückerwerb eigener Aktien bzw. zu deren Verwen­

dung berichten.

Bergisch Gladbach, im Juni 2020

INDUS Holding Aktiengesellschaft

Der Vorstand

********
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I I.   WEI T ERE  ANGABEN 
ZUR  E INBERUFUNG

1.  Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeit-

punkt der Einberufung der Hauptversammlung

Das Grundkapital der INDUS Holding AG in Höhe 

von EUR 63.571.323,62 ist im Zeitpunkt dieser 

Einberufung in 24.450.509 auf den Inhaber lau­

tende nennwertlose Stückaktien eingeteilt. Alle 

ausgegebenen Aktien gewähren eine Stimme und 

sind stimmberechtigt. 

Die Gesellschaft hält keine eigenen Aktien. Es beste­

hen keine Aktien unterschiedlicher Gattungen.

2.  Durchführung der Hauptversammlung als vir tu-

elle Hauptversammlung ohne physische Präsenz 

der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten; 

Online- Service

Die ordentliche Hauptversammlung wird mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft 

als virtuelle Hauptversammlung ohne physische 

Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten 

(mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter) gemäß § 1 Abs. 1 und Abs. 2 

COVID­19­G abgehalten.

Die gesamte, in den Geschäftsräumen der MMC 

Studios Köln GmbH, Am Coloneum 1, 50829 Köln 

(Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktien­

gesetzes), stattfindende Hauptversammlung wird 

zu diesem Zweck am 13. August 2020 ab 10.30 

Uhr (MESZ) über den Online­Service der Gesell­

schaft im Internet unter

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung 

in Bild und Ton übertragen.

Es können nur diejenigen Aktionäre, die sich wie 

nachstehend (siehe Ziff. 3 „Voraussetzungen für 

die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf 

die virtuelle Hauptversammlung“) beschrieben 

ordnungsgemäß angemeldet haben, die Bild­ und 

Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung 

über den Online­Service der Gesellschaft verfol­

gen. Darüber hinaus können Aktionäre persönlich 

oder durch ordnungsgemäß Bevollmächtigte ihr 

Stimmrecht per Briefwahl oder durch die Bevoll­

mächtigung eines von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreters ausüben sowie über den 

Online­Service der Gesellschaft Fragen stellen und 

einen Widerspruch gegen Beschlüsse der Haupt­

versammlung erklären.

Eine darüber hinausgehende Ausübung von 

Aktionärs rechten ist in der virtuellen Hauptver­

sammlung nicht möglich. Insbesondere ist eine 

Teilnahme der Aktionäre und ihrer Bevollmäch­

tigten, mit Ausnahme der von der Gesellschaft 

benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsver­

treter, vor Ort ausgeschlossen. Die Übertragung 

der Hauptversammlung in Bild und Ton sowie die 

Einräumung des Stimmrechts sowie der Fragemög­

lichkeit und der Möglichkeit zum Widerspruch 

berechtigen die Aktionäre und Aktionärsvertreter 

auch nicht zur Teilnahme an der Hauptversamm­

lung im Wege elektronischer Kommunikation im 

Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG (keine elektro­

nische Teilnahme).

Der Online­Service ist im Internet unter 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung

ab dem 23. Juli 2020, 0.00 Uhr (MESZ) für 

ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre und ihre 

Bevollmächtigten zugänglich. Um den Online­Ser­

vice der Gesellschaft nutzen zu können, müs­

sen sie sich mit der Zugangskartennummer und 

dem Zugangscode einloggen, welche sie mit ihrer 

Zugangskarte für den Online­Service der Gesell­
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schaft erhalten. Die verschiedenen Möglichkeiten 

zur Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf 

die virtuelle Hauptversammlung erscheinen dann 

auf der Benutzeroberfläche im Online­Service der 

Gesellschaft. Weitere Einzelheiten zur Nutzung 

des Online­Services der Gesellschaft und den 

Anmelde­ und Nutzungsbedingungen können die 

Aktionäre dem dort hinterlegten Informationsblatt 

entnehmen.

 

3.  Voraussetzungen für die Ausübung der 

Aktionärs rechte in Bezug auf die vir tuelle 

 Hauptversammlung

Zur Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf 

die virtuelle Hauptversammlung, insbesondere 

des Stimmrechts, sind nur diejenigen Aktionäre 

berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung bei 

der Gesellschaft in Textform in deutscher oder eng­

lischer Sprache rechtzeitig angemeldet und ihren 

Anteilsbesitz rechtzeitig nachgewiesen haben.

Als Nachweis genügt ein in Textform (§ 126b BGB) 

erstellter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes 

durch das depotführende Institut in deutscher oder 

englischer Sprache. Der Nachweis des Anteilsbe-

sitzes muss sich auf den Beginn des 21. Tages vor 

der Hauptversammlung beziehen, d. h. auf Don-

nerstag, den 23. Juli 2020, 0.00 Uhr (MESZ), 

(„Nachweisstichtag“). Der Nachweis des Anteils­

besitzes und die Anmeldung müssen der Gesell­

schaft bis spätestens Donnerstag, den 6. August 

2020, 24.00 Uhr (MESZ) unter einer der folgen­

den Kontaktmöglichkeiten zugehen: 

INDUS Holding AG

c/o C-HV AG

Gewerbepark 10

92289 Ursensollen

oder

Telefax: +49 9628 92 99-871

oder

E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com

Nach ordnungsgemäßem Eingang der Anmel­

dung und des besonderen Nachweises des 

Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft werden den 

Aktionären – anstelle der herkömmlichen Eintritts­

karten – Zugangskarten für den Online­Service 

der Gesellschaft mit persönlichen Zugangsdaten 

(Zugangskartennummer und Zugangscode) für die 

Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die vir­

tuelle Hauptversammlung übermittelt.

4. Bedeutung des Nachweisstichtags

Der Nachweisstichtag (auch Record Date genannt) 

ist das entscheidende Datum für die Ausübung der 

Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Haupt­

versammlung. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für 

die Ausübung der Aktionärsrechte, insbesondere 

des Stimmrechts, in Bezug auf die virtuelle Haupt­

versammlung als Aktionär nur, wer zum Nachweis­

stichtag Aktionär der Gesellschaft war und den 

Nachweis hierüber fristgerecht erbracht hat. Verän­

derungen im Aktienbestand nach diesem Zeitpunkt 

haben hierfür keine Bedeutung. Aktionäre, die ihre 

Aktien erst nach dem Nachweisstichtag erworben 

haben, können somit ihre Aktionärsrechte in Bezug 

auf die virtuelle Hauptversammlung nur ausüben, 

soweit sie sich hierzu durch den Veräußerer bevoll­

mächtigen lassen. Aktionäre, die sich ordnungsge­

mäß angemeldet und den Nachweis erbracht haben, 

sind auch dann zur Ausübung ihrer Aktionärsrechte 

in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung 

berechtigt, wenn sie die Aktien nach dem Nach­

weisstichtag veräußern. Der Nachweisstichtag hat 

keine Auswirkungen auf die Veräußerbarkeit der 

Aktien und ist kein relevantes Datum für eine even­

tuelle Dividendenberechtigung.
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5. Ver fahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

Aktionäre können ihr Stimmrecht in Textform 

(§ 126b BGB) oder im Wege elektronischer Kom­

munikation abgeben („Briefwahl“). Hierzu ist eine 

ordnungsgemäße Anmeldung erforderlich (siehe 

hierzu Ziff. 3 „Voraussetzungen für die Ausübung 

der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle 

Hauptversammlung“). Die Stimmabgabe im Wege 

der Briefwahl kann über den Online­Service der 

Gesellschaft im Internet unter 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung 

oder unter Verwendung des hierfür vorgesehenen 

Briefwahlformulars vorgenommen werden. Das 

Briefwahlformular ist auf der Zugangskarte für den 

Online­Service der Gesellschaft, die den Aktionä­

ren nach der oben beschriebenen form­ und fristge­

rechten Anmeldung übermittelt wird, abgedruckt. 

Entsprechende Formulare sind zudem im Internet 

unter 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung 

erhältlich. 

Die mittels des Briefwahlformulars vorgenommene 

Stimmabgabe muss der Gesellschaft aus organisa­

torischen Gründen bis spätestens zum Ablauf des 

12. August 2020, 24.00 Uhr (MESZ) unter einer 

der folgenden Kontaktmöglichkeiten zugehen:

INDUS Holding AG

c/o C-HV AG

Gewerbepark 10

92289 Ursensollen

oder

Telefax: +49 9628 92 99-871

oder

E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com

Die Stimmabgabe über den Online­Service der 

Gesellschaft unter der Internetadresse

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung 

ist ab dem 23. Juli 2020, 0.00 Uhr (MESZ) bis 

zum Ende der Abstimmungen in der virtuellen 

Hauptversammlung am 13. August 2020 möglich. 

Bis zum Ende der Abstimmungen in der virtuellen 

Hauptversammlung am 13. August 2020 kann im 

Online­Service der Gesellschaft eine durch Ver­

wendung des Briefwahlformulars oder über den 

Online­Service vorgenommene Stimmabgabe auch 

geändert oder widerrufen werden. Einzelheiten zur 

Stimmabgabe über den Online­Service der Gesell­

schaft können die Aktionäre dem dort hinterlegten 

Informationsblatt und den Nutzungsbedingungen 

entnehmen.

Wird das Stimmrecht für ein und dieselbe Aktie 

sowohl durch Verwendung des Briefwahlformulars 

als auch über den Online­Service der Gesellschaft 

ausgeübt, wird unabhängig von der zeitlichen Rei­

henfolge ihres jeweiligen Eingangs bei der Gesell­

schaft ausschließlich die über den Online­Service 

der Gesellschaft abgegebene Stimme als verbindlich 

behandelt.

Wird bei der Briefwahl zu einem Tagesordnungs­

punkt keine ausdrückliche oder eindeutige Stimme 

abgegeben, so wird dies für diesen Tagesordnungs­

punkt als Enthaltung gewertet. Sollte zu einem 

Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung 

durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld 

der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt 

eine Stimmabgabe zu diesem Tagesordnungspunkt 

insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für 

jeden Punkt der Einzelabstimmung. 

Weitere Hinweise zur Briefwahl sind auf der 

Zugangskarte für den Online­Service der Gesell­

schaft, die den ordnungsgemäß angemeldeten Akti­
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onären übersandt wird, enthalten und zudem im 

Internet unter 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung 

einsehbar.

6.  Ver fahren für die Stimmabgabe durch einen 

 Bevollmächtigten

Aktionäre können ihre Aktionärsrechte in Bezug 

auf die virtuelle Hauptversammlung auch durch 

einen Bevollmächtigten, z. B. durch einen Inter­

mediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimm­

rechtsberater gemäß § 134a AktG, eine andere in 

§ 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person, oder eine 

andere Person ihrer Wahl, ausüben lassen. Bevoll­

mächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so 

kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen 

zurückweisen.

Wenn weder ein Intermediär, eine Aktionärsver­

einigung, ein Stimmrechtsberater gemäß § 134a 

AktG noch eine diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG 

gleichgestellte Person bevollmächtigt wird, bedür­

fen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und 

der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft der Textform (§ 126b BGB) oder 

haben unter Verwendung der Eingabemaske in dem 

Online­Service der Gesellschaft im Internet unter 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung 

zu erfolgen.

Für die Bevollmächtigung von Intermediären, Akti­

onärsvereinigungen, Stimmrechtsberatern gemäß 

§ 134a AktG und diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG 

gleichgestellten Personen enthält die Satzung der 

Gesellschaft keine Vorgaben. Das Gesetz verlangt 

lediglich, dass diese vorstehend genannten zu 

Bevollmächtigenden die ihnen erteilte Vollmach­

ten nachprüfbar festhalten. Wenn ein Intermediär, 

eine Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsbera­

ter gemäß § 134a AktG oder eine andere in § 135 

AktG genannte Person bevollmächtigt werden soll, 

ist es möglich, dass die zu bevollmächtigende Per­

son eine besondere Form der Vollmacht verlangt. 

Sollte ein Aktionär einen Intermediär, eine Aktio­

närsvereinigung, einen Stimmrechtsberater gemäß 

§ 134a AktG oder eine andere der in § 135 AktG 

genannten Personen bevollmächtigen wollen, so ist 

dringend anzuraten, sich mit diesen Personen über 

eine mögliche Form der Vollmacht abzustimmen. 

Bevollmächtigte können ebenfalls weder physisch 

noch im Wege elektronischer Kommunikation im 

Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG an der Haupt­

versammlung teilnehmen. Sie können das Stimm­

recht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich 

im Wege der Briefwahl oder durch Erteilung von 

(Unter­)Vollmacht an die von der Gesellschaft 

benannten weisungsgebundenen Stimmrechts­

vertreter ausüben.

Ein Formular für die Erteilung einer Vollmacht ist 

auf der Zugangskarte für den Online­Service der 

Gesellschaft, die den Aktionären nach der oben 

beschriebenen form­ und fristgerechten Anmel­

dung übermittelt wird, abgedruckt. Das Formular 

für die Erteilung einer Vollmacht steht außerdem 

im Internet unter 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung 

zum Download bereit.

Die Bevollmächtigung kann gegenüber dem Bevoll­

mächtigten erklärt oder gegenüber der Gesellschaft 

erklärt bzw. nachgewiesen werden. Die Erteilung 

der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nach-

weis einer gegenüber einem Bevollmächtig-

ten erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs 

gegenüber der Gesellschaft müssen auf einem 

der folgenden Wege aus organisatorischen  Gründen 
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bis spätestens zum Ablauf des 12. August 

2020, 24.00 Uhr (MESZ) der Gesellschaft unter 

einer der folgenden Kontaktmöglichkeiten zuge­

hen:

INDUS Holding AG

c/o C-HV AG

Gewerbepark 10

92289 Ursensollen

oder

Telefax: +49 9628 92 99-871

oder

E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com

Die Erteilung der Vollmacht und ihr Widerruf sind 

darüber hinaus unter Verwendung der Eingabe­

maske über den Online­Service der Gesellschaft im 

Internet unter 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung 

bis zum Ende der Abstimmungen in der vir-

tuellen Hauptversammlung am 13. August 

2020 möglich. Bis zum Ende der Abstimmun-

gen in der virtuellen Hauptversammlung am 

13. August 2020 ist auch ein Widerruf oder eine 

Änderung einer zuvor in Textform (§ 126b BGB) 

übersendeten oder über den Online­Service erteil­

ten Vollmacht möglich. Wird eine Vollmacht – 

jeweils fristgemäß – sowohl in Textform (§ 126b 

BGB) übersendet als auch über den Online­Service 

der Gesellschaft erteilt, wird unabhängig von der 

zeitlichen Reihenfolge ihres jeweiligen Eingangs 

bei der Gesellschaft ausschließlich die über den 

Online­Service abgegebene Vollmacht als verbind­

lich behandelt. Einzelheiten zur Erteilung von Voll­

machten und zum Widerruf einer zuvor erteilten 

Vollmacht unter Nutzung der Eingabemaske in dem 

Online­Service können die Aktionäre dem dort 

hinterlegten Informationsblatt und den Nutzungs­

bedingungen entnehmen.

Die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf 

die virtuelle Hauptversammlung über den Online­ 

Service der Gesellschaft durch den Bevollmäch­

tigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte vom 

Aktionär Zugangskartennummer und einen neuen 

Zugangscode erhält. Die Nutzung der Zugangs­

daten durch den Bevollmächtigten gilt zugleich 

als Nachweis der Bevollmächtigung, ein darüber 

hinausgehender Nachweis der Bevollmächtigung 

gegenüber der Gesellschaft in Textform ist nicht 

erforderlich.

Auch im Fall einer Vollmachtserteilung sind Anmel­

dung und Nachweis des Aktienbesitzes form­ und 

fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen 

erforderlich. 

7.   Ver tretung durch von der Gesellschaft benannte 

Stimmrechtsvertreter

Wir bieten unseren Aktionären an, sich durch 

von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsver­

treter, die das Stimmrecht ausschließlich gemäß 

den Weisungen des jeweiligen Aktionärs ausüben, 

vertreten zu lassen. Diesen Stimmrechtsvertretern 

der Gesellschaft müssen neben der Vollmacht auch 

Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts 

erteilt werden. Sie üben das Stimmrecht nicht nach 

eigenem Ermessen, sondern ausschließlich auf der 

Grundlage der vom Aktionär erteilten Weisungen 

aus. Soweit keine ausdrückliche oder eine wider­

sprüchliche oder unklare Weisung erteilt worden 

ist, enthalten sich die von der Gesellschaft benann­

ten Stimmrechtsvertreter zu den entsprechen­

den Beschlussgegenständen der Stimme; dies gilt 

immer auch für unvorhergesehene Anträge. Sollte 

zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstim­

mung durchgeführt werden, ohne dass dies im Vor­

feld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so 

gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt 

insgesamt auch als entsprechende Weisung für 

jeden Punkt der Einzelabstimmung. Bitte beachten 
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Sie, dass die von der Gesellschaft benannten Stimm­

rechtsvertreter weder im Vorfeld der Hauptver­

sammlung noch während der Hauptversammlung 

Aufträge zum Stellen von Fragen oder Anträgen 

oder zur Abgabe von Erklärungen zu Protokoll ent­

gegennehmen und – mit Ausnahme der Ausübung 

des Stimmrechts – auch keine sonstigen Aktionärs­

rechte wahrnehmen. 

Die Vollmacht an die von der Gesellschaft benann­

ten Stimmrechtsvertreter bedarf ebenso wie die 

Erteilung von Weisungen der Textform (§ 126b 

BGB) oder hat unter Verwendung der Eingabe­

maske über den Online­Service der Gesellschaft im 

Internet unter 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung

zu erfolgen. Gleiches gilt für die Änderung oder den 

Widerruf der Vollmacht oder der Weisungen. Das 

Vollmachts­ und Weisungsformular für die Stimm­

rechtsvertreter der Gesellschaft mit den entspre­

chenden Erläuterungen ist auf der Zugangskarte 

für den Online­Service der Gesellschaft, die den 

Aktionären nach der oben beschriebenen form­ 

und fristgerechten Anmeldung übermittelt wird, 

abgedruckt. Diese Unterlagen stehen außerdem im 

Internet unter 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung 

zum Download bereit. Die Erteilung der Vollmacht 

an die von der Gesellschaft benannten Stimm-

rechtsvertreter, die Erteilung von Weisungen 

und ihr Widerruf müssen auf einem der folgenden 

Wege aus organisatorischen Gründen spätestens 

bis zum Ablauf des 12. August 2020, 24.00 Uhr 

(MESZ) an die Gesellschaft übermittelt werden:

INDUS Holding AG

c/o C-HV AG

Gewerbepark 10

92289 Ursensollen

oder

Telefax: +49 9628 92 99-871

oder

E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com

Die Erteilung der Vollmacht und ihr Widerruf sind 

darüber hinaus unter Verwendung der Eingabe­

maske über den Online­Service der Gesellschaft im 

Internet unter

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung

bis zum Ende der Abstimmungen in der virtu-

ellen Hauptversammlung am 13. August 2020 

möglich. Hierfür ist im Online­Service der Gesell­

schaft die Schaltfläche „Vollmacht und Weisung an 

die Stimmrechtsvertreter erteilen“ vorgesehen. Bis 

zum Ende der Abstimmungen in der virtuel-

len Hauptversammlung am 13. August 2020 

ist auch ein Widerruf oder eine Änderung einer 

zuvor in Textform (§ 126b BGB) übersendeten 

oder über den Online­Service erteilten Vollmacht 

möglich. Wird eine Vollmacht mit Weisungen an 

die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft – jeweils 

frist gemäß – sowohl in Textform (§ 126b BGB) 

übersendet als auch über den Online­Service der 

Gesellschaft erteilt, werden unabhängig von der 

zeitlichen Reihenfolge ihres Eingangs bei der Gesell­

schaft ausschließlich die über den Online­Service 

der Gesellschaft abgegebenen Vollmachten und 

Weisungen als verbindlich behandelt. Einzelheiten 

zur Erteilung von Vollmachten mit Weisungen an 

die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft und zum 

Widerruf einer zuvor erteilten Vollmacht unter 

Nutzung der Eingabemaske im Online­Service der 

Gesellschaft können die Aktionäre dem dort hinter­

legten Informationsblatt und den Nutzungsbedin­

gungen entnehmen.
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Soweit von der Gesellschaft benannte weisungs­

gebundene Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt 

werden, müssen diesen in jedem Fall Weisungen 

für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. 

Ohne diese Weisungen ist die Vollmacht ungültig. 

Auch bei Bevollmächtigung der von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter sind Anmeldung 

und Nachweis des Aktienbesitzes form­ und frist­

gerecht nach den vorstehenden Bestimmungen 

erforderlich.

8.  Fragemöglichkeit der Aktionäre gemäß § 1  Abs. 2 

Satz 1  Nr. 3,  Satz 2 COVID-19-G; Auskunftsrecht 

der Aktionäre gemäß § 131  AktG

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre haben die 

Möglichkeit, im Wege der elektronischen Kommu­

nikation Fragen zu stellen (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, 

Satz 2 COVID­19­G). Der Vorstand hat nach § 1 

Abs. 2 Satz 2 COVID­19­G vorgegeben, dass ein 

Fragerecht der Aktionäre in der virtuellen Haupt­

versammlung selbst nicht besteht. Vielmehr sind 

Fragen spätestens bis zum 11. August 2020, 

10.30 Uhr (MESZ), ausschließlich über die davor 

vorgesehene Eingabemaske im Online­Service der 

Gesellschaft im Internet unter 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung 

einzureichen. Auf anderem Wege oder später ein­

gereichte Fragen bleiben unberücksichtigt. Eine 

Beantwortung der eingereichten Fragen erfolgt 

nach pflichtgemäßem Ermessen des Vorstands. 

Darüber hinaus stehen den Aktionären weder das 

Auskunftsrecht gemäß § 131 AktG noch ein Rede­ 

oder Fragerecht in und während der virtuellen 

Hauptversammlung zu.

9.  Rechte der Aktionäre nach § 122 Abs. 2,  § 126 

Abs. 1,  § 127 AktG

Den Aktionären stehen in Bezug auf die virtuelle 

Hauptversammlung unter anderem die folgenden 

Rechte nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1 und § 127 

AktG zu. Weitergehende Erläuterungen hierzu fin­

den sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung.

a. Tagesordnungsergänzungs ver langen

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwan­

zigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen 

Betrag von Euro 500.000,00 erreichen, können 

nach § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegen­

stände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt 

gemacht werden. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung 

oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Verlangen von 

Aktionären auf Ergänzung der Tagesordnung nach 

§ 122 Abs. 2 AktG sind schriftlich an den Vorstand 

zu richten und müssen der Gesellschaft spätes-

tens bis Montag, den 13. Juli 2020, 24.00 Uhr 

(MESZ), zugehen. Bitte richten Sie entsprechende 

Verlangen an den Vorstand unter folgender Adresse:

INDUS Holding AG

– Vorstand – 

Kölner Straße 32

51429 Bergisch Gladbach

Deutschland

Die Antragsteller haben gemäß § 122 Abs. 2 i. V. m. 

Abs. 1 AktG nachzuweisen, dass sie seit mindestens 

90 Tagen vor dem Zugang des Verlangens Inhaber 

der erforderlichen Anzahl Aktien sind und dass 

sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands 

über den Antrag halten; auf die Fristberechnung ist 

§ 121 Abs. 7 AktG entsprechend anzuwenden.
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Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesord­

nung werden unverzüglich nach Zugang des Ver­

langens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und 

solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei 

denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die 

Information in der gesamten Europäischen Union 

verbreiten. 

Sie werden außerdem unter der Internetadresse der 

Gesellschaft unter www.indus.de/investor-relations/

hauptversammlung bekannt gemacht und den Akti­

onären mitgeteilt.

Ein etwaiger, mit dem ordnungsgemäß gestellten 

Ergänzungsverlangen übermittelter, zulässiger 

Beschlussantrag wird in der virtuellen Hauptver­

sammlung so behandelt, als sei er in der Haupt­

versammlung gestellt worden, wenn der antrag­

stellende Aktionär ordnungsgemäß zur virtuellen 

Hauptversammlung angemeldet ist und den Nach­

weis des Aktienbesitzes wie vorstehend (siehe 

Ziff. 3 „Voraussetzungen für die Ausübung der 

Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Haupt­

versammlung“) beschrieben erbracht hat.

b. Gegenanträge und Wahlvor schläge

Darüber hinaus können Aktionäre der Gesellschaft 

Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und/

oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der 

Tagesordnung sowie Wahlvorschläge übersenden. 

Zugänglich zu machende Gegenanträge müssen 

mit einer Begründung versehen sein. Gegenanträge, 

Wahlvorschläge und sonstige Anfragen von Aktio­

nären zur Hauptversammlung sind ausschließlich 

zu richten an:

INDUS Holding AG

c/o C-HV AG

Gewerbepark 10

92289 Ursensollen

oder

Telefax: +49 9628 92 99-871

oder

E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com

Wir werden zugänglich zu machende Gegenanträge 

und Wahlvorschläge von Aktionären einschließ­

lich des Namens des Aktionärs sowie zugänglich 

zu machender Begründungen nach ihrem Eingang 

unter der Internetadresse 

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung

veröffentlichen. Dabei werden die bis zum Mitt-

woch, den 29. Juli 2020, 24.00 Uhr (MESZ), 

bei der oben genannten Adresse, bzw. per Telefax 

oder E­Mail eingehenden Gegenanträge und Wahl­

vorschläge zu den Punkten dieser Tagesordnung 

berücksichtigt. Eventuelle Stellungnahmen der 

Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten 

Internetadresse veröffentlicht.

Während der virtuellen Hauptversammlung können 

keine Gegenanträge oder Wahlvorschläge gestellt 

werden. Nach den §§ 126, 127 AktG zugänglich zu 

machende Gegenanträge und Wahlvorschläge wer­

den in der virtuellen Hauptversammlung so behan­

delt, als seien sie in der Hauptversammlung gestellt 

worden, wenn der antragstellende oder den Wahl­

vorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß 

zur Hauptversammlung angemeldet ist und den 

Nachweis des Aktienbesitzes wie vorstehend (siehe 

Ziff. 3 „Voraussetzungen für die Ausübung der Aktio­

närsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversamm­

lung“) beschrieben erbracht hat.
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10.  Erklärung von Widersprüchen gegen Beschlüsse 

der Hauptversammlung gemäß § 1  Abs. 2 Satz 1 

Nr. 4 COVID-19-G

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können 

vom Beginn der virtuellen Hauptversammlung bis 

zu ihrem Ende über den Online­Service der Gesell­

schaft in Abweichung von § 245 Nr. 1 AktG unter 

Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in 

der Hauptversammlung unter der Internetadresse  

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung 

Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptver­

sammlung zur Niederschrift erklären. Hierfür ist 

im Online­Service der Gesellschaft die Schaltfläche 

„Widerspruch zu Beschlüssen der Hauptversamm­

lung“ vorgesehen. Ein Widerspruch findet nur dann 

Berücksichtigung, wenn das Stimmrecht nach den 

vorstehenden Bestimmungen ausgeübt wurde.

11.   Informationen und Unterlagen zur Haupt-

versammlung, Veröffentl ichungen auf der 

Internet seite der Gesellschaft

Diese Einberufung der Hauptversammlung, die der 

Versammlung zugänglich zu machenden Unter­

lagen, etwaige Anträge von Aktionären sowie wei­

tere Informationen (u. a. zu Briefwahl und Stimm­

rechtsvertretung) können auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter www.indus.de/investor-relations/

hauptversammlung eingesehen und herunterge­

laden werden. Als zusätzlichen Service bietet die 

INDUS Holding Aktiengesellschaft ihren Aktio­

nären auch weiterhin an, dass auf Verlangen eine 

Abschrift der vorgenannten Unterlagen kostenfrei 

versandt wird.

Gemäß § 21 Abs. 6 der Satzung lässt der Vorstand 

eine Übermittlung der Mitteilungen nach § 125 

AktG in Papierform zu und ermächtigt auch die 

Kreditinstitute zu einer Übermittlung in Papier­

form.

12.  Informationen zum Datenschutz 

Informationen zur Verarbeitung personen­

bezogener Daten im Zusammenhang mit unse­

rer virtuellen Hauptversammlung finden Sie 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

www.indus.de/investor-relations/hauptversammlung. 

Bergisch Gladbach, im Juni 2020

Der Vorstand
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F INANZK ALENDER

DATUM EVENT

6. August 2020 Veröffentlichung des Zwischenberichts zum ersten Halbjahr 2020

12. November 2020 Veröffentlichung des Zwischenberichts zu den ersten neun Monaten 2020

INF ORMAT IONEN  IM INT ERNE T

Weitere Informationen rund um die INDUS­

Aktie und die Ergebnisentwicklung der INDUS 

Holding AG finden Sie über unsere Internetseite 

www.indus.de in der Rubrik Investor Relations. 

Dort sind Geschäfts  und Zwischenberichte der 

INDUS Holding AG abrufbar. Darüber hinaus 

erhalten Sie dort aktuelle Meldungen, Präsentatio­

nen, Kennzahlenübersichten, Informationen zum 

Börsenkurs und zusätzliche Service ­Angebote.  

www.indus.de/investor-relations. 
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